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PRÄSIDENTENKONFERENZ 

DER LANDWIRTSCHAFTSKAMMERN 

ÖSTERREICHS 

R B S e H R  I F T 

Rn das 

Bundesministerium für 

Rrbeit und Soziales 

Stubenring 

1011 Wien 

Ihr Zeichen/Schreiben vom: 

Zl. 34.4-01/4-3a/.93 30.3.19.93 

Wien.! am 12.5.19,93 

Unser Zeichen: 
S-4-93/Sch 

Durchwahl : 
418 

Betref f: Entwurf eines Bundesgesetzes Ober das Arbeits­
marktservice (Rrbeitsmarktservicegesetz - RNSG) 
und eines BundesgesetzesJ mit dem Rnpassungen an 
des Rrbeitsmarktservicegesetz vorgenommen werden 
(Arbeitsmarktservice-BegLeitgesetz-, RNS-BegLeitG). 

Die Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern tister-

reichs beehrt sich zu den Entwarfen eines Rrbeitsmarktser-

vicegesetzes und eines Rrbeitsmarktservice-BegLeitgesetzes 

wie t-oLgt SteLLung zu nehmen: 

Die GesetzesentwOrfe sind vom SoziaL ministerium aLs eine 

Art "NinimaLLösung" im Sinne der im Regierungsabereinkommen 

vorgesehenen RusgLiederung der Rrbeitsmarktverwaltung aus 

der unmitteLbaren Staatsverwaltung gedacht. Nachdem näm­

Lich der im Vorj ahr mit den Sozialpartnern schon einver­

nehmlich erarbei tete Ret-ormentwurf wegen der Weigerung des 

Finanzministers und dann der Bundesregierung.! einen finan­

zielLen Beitrag des Bundes etwa im bisherigen Rusmaß zu 

Leisten.! nicht bis zur Regierungsvorlage gediehen war.! 

mußten auch die weiteren Beratungen am 22. Närz d. J. vor­

Läufig ohne Ergebnis abgebrochen werden. 
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Die Pr�sidentenkonFerenz kann den vorliegenden Gesetzent­

wDrt-en besonders deshal b ni ch t zus t immen.> wei L ihr L ang­

j�hrig vertretenes Hauptanliegen einer volLen soziaLpartner­

erschaFtLichen Mitwirkungsmdglichkeit der LandwirtschaFts­

kammern in den auF Landes- und regionaLer Ebene bestehenden 

Arbeitsmarktgremien nicht nur vbLlig unberDcksichtigt 

bliebJ sondern die Bauernvertretung in diesem FDr sie zu­

nehmend wichtigen Bereich nun sowohl auF Bundes- als auch 

auF Landes- und regionaler Ebene von jeder Mitwirkung vdl­

Lig ausgeschlossen w0rde! 

Die Pr�sidentenkonFerenz hat ihre Forderung nach voLlbe­

rechtigter MitwirAung der Bauernkammerorganisation auF 

allen drei Ebenen nicht nur bei den Verhandlungen im Vor­

jahr als FDr sie entscheidend in den Vordergrund gestellt.' 

sondern auch schriFtlich dem Ministerium gegenDber in letz­

t er Zei t wi 1?!1erhol t vorge tragen und begrDnde t. Dies erroL g­

fp in der SteLlungnahme zu einer ArbeitsmarktFdrderungsge­

se t znoveL Le im Vorj.3hr ISehre i ./-,0[' vom 27. S '/9.92, elo. ZL. 

34-.1,.0'1/2-2/92, mi t Formulierungsvorschlag L t. lot ttatl. van·· 

trag Nr. 'I68/A eier Abgeordneten zum Nationalrat De . HC1f-ner , 

Dr. Schwimmer und Dr. Pun ti gam vom 26. "J 1. 1.985> I I -3494 der 

Beilagen zu den stenograFischen Protokollen des NationaLra­

tes XVI. GP.) und zuletzt in eier Stellungnahme zur Besch�r­

tigungssicherungsnovelLe 1.993 (Schreiben vom 26.1,..1.993 zur 

do_ Zahl 34.401/2-3a/93/ Maßnahmen FDr dLtere Arbeitneh­

mer). 

Seit der Erneuerung der großen Koalition verLangt die Prd­

sidentenkonFerenz mit besonderem Nachdruck die Wiederher­

steLlung der vor 10 Jahren von der soziaListischen ALLein­

regierung gegen ihren Widerstand und Protest mit BGBl. Nr. 

6'1/1983 beseitigten voLLen sozialpartnerschaFtlichen Ver­

tretung der Land- und ForstwirtschaFt in den Einrichtungen 

der Besch�rtigungspoLitik. Das ist mehr denn je berechtigt> 

weiL sich die Struktur der Land- und ForstwirtschaFt in 

Richtung Zunahme der NebenerwerbslandwirtschaFt so entwik-
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keLt hat� daß Rrbeitsmarkt- und Besch�FtigungsFragen� Rr­

beitsLosenversicherung und Karenzgeld usw. inzwischen FOr 

den größE>ren Tei L der b�uerL i chen BevöL kerung von en t schei­

dender Bedeutung sind. 

Daher Fordert die Pr�sidentenkonf'erenz mit aLLem Nachdruck 

eine Ergänzung des vorLiegenden EntwurFes dahingehend, daß 

die Land- und For5twirtschaf't sowohL im RuFsirhtsrat (§ 5 

Rbs. '!) der gepL an ten Organi sa ti on "Rrbei t smark t servi ce" 

durch ein von der Pr�sidentenkonFerenz der LandwirtschaFts­

kammern österreichs vorgeschlagenes l'1itgLied aLs auch im 

Landesdirektorium (§ 9 Rbs. 1) und in den Beir�ten bei den 

regionaLen Gesch�FtssteLLen (§ 16 Rbs.2) durch jeweiLs ein 

von der zust�ndigen Landeskammer FOr Land- und Forstwirt­

schaFt vorzuschLagendes l'1itgLied vertreten ist. Zu diesem 

Zweck soLLten die ZahLen der SoziaLpartnervertreter� wie 

das in dem im Vorjahr zwischen dem l'1inisterium und den So­

ziaLpartnern (einschLießlich der Pr�sidentenkonFerenz) aus­

verhandel ten Entwurt- der FaLL war� auF Bundes- und Landese­

bene von je 2 auF je 3 und auF regionaler Ebene von je 1 

auF je 2 erhöht werden. Im RuFsichtsrat soLLte - wie im 

bisherigen Beirat FOr RrbeitsmarktpoLitik� der gemäß Rrti­

kel 4 des Rrbeitsmarktservice-BegLeitgesetzes wie die Ver­

waltungsausschOsse der Landesarbeitsämter und die Vermitt­

LungsausschDsse der Rrbeits�mter mit Ende 1993 auFgelöst 

werden soll - auch das Bundesministerium FOr Land- und 

ForstwirtschaFt eine Vertretung erhaLten. 

Dieses l'1itspracherecht der Land- und ForstwirtschaFt ist 

gerade FOr die ZukunFt wegen der strukturellen Entwicklung 

der Land- und ForstwirtschaFt und wegen des Zusammenhanges 

zwischen Besch�t-tigungJ WirtschaFts-.J Rgarar- und Regio­

nalpolitik FOr die Zustimmung der Bauernvertretung 

entscheidend. 
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Entschieden abgeLehnt wird der in § 38 Rbs. 2 neuerLich 

angekUndigte zus�tzLiche Rrbeitsmarktrdrderunqsbeitrag 

("50Lidarit�tsabgabe") jedenraLLs rür den Bereich der Land­

und Forstwirtschart. Eine weitere Mehrbelastung der Bauern 

in der derzeitigen 5ituation w�re wirtschartlich vdlLig 

untragbar und würde im Ergebnis durch verst�rkte Betriebs­

aurgaben die Rrbeitsmarktlage noch verschdrren. Rußerdem 

existiert die 50lidarit�tsabgabe ja bereits in gerechter 

und verwaltungssparender Weise in Form des Bundesbeitrages� 

der nicht gekürzt; sondern - falLs errcwderLich - etwas 

erhdht werden soLlte. Ndhere Begründung siehe bei § 38. 

Im Einzelnen wird zu den EntwUrren noch bemerkt: 

I. Rrbeitsmarktserviceqesetz 

Zu § 1 Einrichtung 

Im Unterschied zu dem im Vorjahr mit den 50ziaLpartnern 

verhandelten Entwurr soll nun der Fonds der Arbeitsmarkt-

verwaltung gem�ß § 64 

der neuen Bezeichnung 

der Arbeitsmarkt- bzw. 

Arbeitslosenversicherungsgesetz unter 

"Arbei t smark t servi ce" di e AUf-gaben 

BeschdrtigungspoLitik mit teiL weiser 

Privatisierung und rlexibLerer Organisationsstruktur als 

zusdtzLiche Rurgaben übernehmen. Ohne Bevorzugung der bis­

her oder nun�ehr vorgesehenen Rechtsrorm bleibt wichtig� 

daf3 der Bund nicht nur seine Gesetzgebungskompetenzen, son­

dern auch seine entsprechenden rinanziellen Verprlichtungen 

auf diesem Gebi e t v>lie bisher wahrnimmt. Rnsons ten drohen 

allein aus diesem Grund Erhöhungen der RrbeitsLosenversi­

cherungsbei tr�gej was vermi eden w·erden muB., 'Iv'ei L es der 

angestrebten und gerade besch�ftigungspolitisch wichtigen 

5enkung der Lohnnebenkonsten zuwiderLiefe. Der Bund sollte 

den PersonaL-j Pensions- und 5achaurwand des Arbeitsmarkt-

service weiterhin tragen, soweit dieses gem�f3 § 2 Rbs. 

Behdrde ist. Er solLte seinen rinanzielLen Beitrag auch 

insgesamt rür einen angemessenen Ubergangszeitraum nicht 

• 

• 
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kürzen. 

Textvorschlag zu § 1 Rbs. 2: "Dem Rrbeitsmarktservice 

obLiegt die (JoLLziehung der Gesetzej die dies vorsehen. " 

Zu § 5 RUfsichtsrat 

Gemäß Rbs. 1 besteht der RUfsichtsrat - im Gegensatz zu dem 

entsprechenden Gremium "Rat" au!? dem (Jorjahresentwurf -

aus 6 statt 9 MitgLiedern. Davon sind statt der 3 Rrbeitge­

bervertreter nach dem Sozialpartnerentwurf nur mehr je 2 

Rrbeitgeber- und Rrbeitnehmervertreter vorgesehenj wobei 

die Bundeskammer der gewerbLichen Wirtschaft und die Ver­

einigung österreichischer IndustrielLer die 2 Rrbeitgeber�­

vertreter vorschlagen kdnnen. Wie bereits ausgeführt� 

beantragt die Präsidentenkonferenz eine Ergänzung des 3. 

Satzes dahingehendj daß auch die Präsidentenkonferenz der 

Landwirtschafts kammern Österreichs für ein l'1itglied einen 

VorschLaq erstatten kann. Text: "Für drei Mitglieder kdnnen 

die Bundeskammer der gewerblichen WirtschaftJ die Vereini­

gung dsterreichischer IndustrieLLer und die Präsidentenkon-

ferenz der Landwirtschaftskammern österreichs 

schLäge erstatten. " 

l.Jor-

Außerdem ist eine Vertretung des Landwirtschaftsministeriums 

vorzusehen. 

Zu § 6 RUfgaben und Geschäftsführung des AUfsichtsrates 

Zu Rbs. 5 wird im Gegensatz zum Text angeregtj daß der RUf­

sichtsrat vom (Jorstand nicht bLoß Ruskünfte und Berichte 

verlangen kannj sondern der (Jorstand dem RUfsichtsrat aur 

dessen (JerLangen zur Erfül.Lvng der ihm übertragenen RUfga­

ben Ruskünfte und Berichte zu alLen Fragen der Tätigkeit 

des Rrbeitsmarktservice zu geben hat. 
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Zu § 7 Vor'::;tand 

Zu Ab�. 6 wird angeregtJ die gLeichzeitige andere Erwerbs­

tätigkeit von Mitgliedern des Vorstandes an eine sChrift­

Liche Zustimmung des AUTsichtsrates zu binden. 

Zu § 9 Lande�direktorium 

Entsprechend den AusTUhrungen zu Beginn und zu § 5 beantragt 

die PräsidentenkonTerenz zu flbs. "I, J. 5atz ToLgenden Text: 

"FUr drei Mitglieder kannen die k'ammer der gewerbLichen 

Wirtschat-t./ die LandesLand,,!irtschat-t'::;kammer und die Verei-

nigung österreichischer IndustrieLLer . . . .. .  VorschLage 

erstat ten. " Die BegrUndung wurde berei ts gegeben. 

Im § "10 AUTgaben und GeschäTtst-Uhrung de� Landesdirektorium$. 

wäre in der 2 .  ZeiLe von "RrbeitsmarktpoLitik des Rrbeits·­

marktservice" statt "Arbeitsmarktpolitik durch das Arbeits­

marktservice" zu sprechen. Im 2 .  5atz: "Verwendung der 

personeLLen und TinanzieLLen MitteL " (str;Jtt Mitteln). 

Zu § lJ Vertretung des Rrbeitsmarktservice 

Rein sprachLich: "Die vertretung der LandesgeschäTfssteLLen 

obLiegt dem GeschijftsfUhrer. " In Abs. ".- "Der Vor­

stand und . ... kannen die . . .. Vertretungsbefugnis 

Trijgern bes t immter Funk t ionen 

neten Ni tarbei fern Ubertragen. " 

oder namentLich bezeich-

ZU g "14 Datenschutz und Datenweiterqab� 

Textanregung zu Abs. " Letzter 5a tz: "Di e tJbermi t teL ten 

Da ten müssen in unmi t teL barem Zusammenhang mit der iJber­

tragenen Aufgabe stehen. " 

• 
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Zu § 16 Gesch�ftsordnunq 

RnaLog zu den §§ 5 und 9 wird zu Rbs. 2 beantragt� neben 

der Kammer der gewerbLichen Wirtschaft und der Kammer für 

Rrbeiter und RngesteLLte des jeweiLigen BundesLandes auch 

der jeweiLigen Landeslandwirtschaftskammer ein VorschLaqs­

recht betreffend ein NitgLied der Beir�te bei den regiona­

Len Gesch�ftssteLLen einzur�umen. 

TextvorschL ag zu Rbs. 2: "Di e Gesch�ft sordnung ha t insbe­

sondere die Einrichtung von Beir�ten bei den regionaLen 

Gesch�ftsstellen vorzusehen� in denen der Leiter der jewei­

Ligen Gesch�ftssteLLe den Vorsitz führt, deren weitere 

NitgLieder nach VorschL�gen der Kammer der gewerbLichen 

Wirtschaft, der Landwirtschaftskammer . und der Kammer 

für Rrbeiter und RngesteLLte des jeweiLigen Bundeslandes 

bestellt werden. Die Beir�te sind in allen wichtigen ar­

beitsmarktpolitischen Rngelegenheiten der jeweiligen regio­

naLen Gesch�ftssteLLe anzuhören und immer beizuziehen.' 

sofern dies gesetzLich vorgesehen ist. " 

Zu § 17 ZieL 

Wie in den ErL�uterungen richtig ausgeführt wurde/ kann 

die Besch�ftigungspoLitik nur einen Beitrag zur VoLlbe­

sch�ftigung leisten. Deshalb die Formulierungsanregung: 

"Oberstes ZieL der Besch�ftigungspoLitik ist die Vollbe­

sch�ftigung mit HiLfe einer aktivenJ effizient umgesetzten 

RrbeitsmarktpoLitik. Das Rrbeitsmarktservice hat daher zu 

einer wirtschaftlich sinnvollen und persönlich befriedigen­

den Besch�ftigung möglichst aLLer Personen .. .. beizutra­

gen. 

Zu § 18 GenereLLe RufgabensteLLunq 

Die RrbeitsvermittLung/ die Laut ErL�uterungen richtiger­

weise im Zentrum der T�tigkeit stehen solL/ wird hier aLs 
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Letzte Rurgabe genannt. Textvorschlag: "Zur Erreichung des 

in § 17 genannten ZieLes hat das Rrbeitsmarktservice der 

UnUbersichtLichkeit des Rrbeitsmarktes entgegenzuwirken, 

die quantitativen und qualitativen Ungleichgewichte zwi­

schen Rrbeitskr�rteangebot und Rrbeitskr�rtenachrrage 

insbesondere durch rorcierte Rrbeitsvermittlung und 5chu­

LungNjrderung Uberwinden zu heLt-en und die wirtschartLiche 

Existenz der Rrbeitslosen w�hrend der notwendigen Rrbeit­

suche zu si chern. " 

Zu § 20 Grunds�tze bei der RurqabenerrUllunq 

Fraglich istJ ob die §§ 17 bis 20 so detailliert zu unter­

gliedern sind. Im § 20 Rbs. 1 ist der Text ebenraL Ls nicht 

geglück t) da "WahL " und "Rrt" der Leistungen nacti aLlgemei­

nem 5prachgebrauch das gleiche bedeuten. Gemeint ist viel­

Leicht "Rrt und Rusma/3 ". Te)(tvorschlag:. "50rerne aur Leis-

tungen k ein Rechtsanspruch bestehtJ sind Rrt, Rusmaß 

und errorderlichenraLLs Kombination der im EinzeLralL ein-

gesetzten Leistungen so zu w�hlen) 

Lieh entsprechen. " 

Zu § 22 DienstLeistunqen 

daß sie bestmog-

Die VermittLung von Rrbeitskr�rten aur orrene 5telLen ist 

aLs Zirrer 6 an die letzte 5teLLe gereiht. Diese Reihung 

widerspricht auch den erL�uternden Bemerk ungen (5eite 25/26) 

und sollte entsprechend korrigiert werden. 

Zu § 23 FinanzieLLe Leistunqen 

Bei der in den ErL�uterungen zu dieser Gesetzesstelle 

(insbesondere 5eite 30) im Vergleich zum geltenden Rrbeits­

marktrorderungsgesetz und der Verwaltungspraxis extensiv 

aut-gez�hL ten Forderung von Einrichtungen und Rktivi täten 

zugunsten arbeitsmarktpolitisch benachteiligter Personen­

gruppe n ist restzuhalten) daß hier sehr weitgehend in den 
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50zialhiLfebereich faLLende T�tigkeiten vom Rrbeitsmarkt­

service übernommen werden müßten. Das w�re entsprechend zu 

korrigieren. 

Zu §; 29 Kreditaurnahmen 

Gem�ß Rbs. 2 soLLte der RUfsichtsrat dem Vorstand im Zusam­

menhang mi t der Erm�ch ti gung für cli e Rurnahme von Kredi ten 

Kriterien nicht nur betreffend die Rrt und Höhe des Kredi­

tes� sondern auch betreffend die Voraussetzungen der Kredi­

taufnahme festLegen können. 

Zu § 38 RUfbrinqunq der MitteL 

RbgeLehnt wird die in Rbs. 2 wenn auch undeutLich formu-

Lierte BestimmungJ wonach der 50ziaLminister VorschL�ge 

mit dem ZieL entwickeLn soll� auch andere Personen als die 

RrbeitsLosenversi�herten und ihre Dienstgeber zu einem 

Rrbeitsmarktförderungsbeitrag zu verpflichten. Nach den -

überaus kurz gefaBten - Erl�uterungen zum Rbschnitt 6 Fi­

nenzierung soLLen diese "anderen Personengruppen zur Bei­

tragsleistung herangezogen werden� um zu gewijhrleisten<1 daß 

nicht wie bisher die Beitragszahler der RrbeitsLosenversi­

cherung die Hauptlast der Finanzierung der Rrbeitsmarktver­

waltung tragen. " 

Die Pr�sidentenkonferenz Lehnt eine soLche BeitragsLei­

stung� die schon vor 5 Jahren von 50zialminister DaLLinger 

ins Gespr�ch gebracht worden war� grunds�tzLich ab� weiL 

sie mit dem Versicherungsgedanken im Widerspruch ist. Das 

Versicherungsprinzip müßte vielmehr dahingehend hergesteLLt 

werden, daß alLe beitragszahlenden Dienstnehmer im FaLL der 

RrbeitsLosigkeit ArbeitsLosengeLd erhalten, auch aLLe Neben­

erwerbsbauern. Ein 50Lidarit�tsbeitrag aLLer existiert 

bereits jetzt in der besseren Form eines Bundesbeitrages� 

der ja aus aLLgemeinen 5teuermitteLn rinanziert ist und 

auch in Zukunft gem. § 38 Rbs. 1 Z 6 geLeistet werden soLL. 
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Die in Rbs. 3 genannten 70 % des Karenzurlaubsgeldes aLs 

Bei trag aus Ni t teL n des RusgL ei chst-onds tür Fami L i enbehi L ten 

sind bisher nicht geLtendes Recht, sondern nur 50 %. Rut 

dieser Basis ist auch die TeiLzeitbeihilte tür Bäuerinnen 

und in der gewerbLichen Wirtschatt seLbständig erwerbstätige 

Frauen nach dem 6rundsatz "gLeiche Leistungen tOr aLLe 

aus dem Familienlastenausgleich" kaLkuliert und bemessen. 

Bei Erhdhung des Beitrages zum �3renzurLaubsgeLd tOr 

Dienstnehmer von 50 aut 70 % wäre die TeiLzeitbeihilte 

tOr Selbständige entsprechend zu erhdhen. 

Zu § 39 Beiträge 

Gemäß Rbs. 1 Z 1 sind die Beiträge zu erhdhenJ wenn ein 

Kredi t gem. § 2.9 Rbs. '/ aut-genommen werden mut3 te bzw. der 

voraussichtliche Rutwand des Laufenden Jahres� auch unter 

BerOcksichtigung der Rutldsung von RücklagenJ oder des 

Folgejahres Laut VoranschLag nicht gedeckt ist. Damit be­

stünde die GefahrJ daß Fehlkalkulationen bei Kreditautnahmen 

durch Beitragserhdhungen saniert werden kdnntenJ was abzu­

Lehnen wäre. 

ZU L_U_ Ubernahme be<:; tehender Rech te und PtL i ch ten 

Im 2. Satz wäre clie RUfzählung "Bestaneis-J Niet-J Pacht­

und Werkverträge" durch "Niet-j Pacht- und Werkverträge " 

zu ersetzen: Bestaneisverträge sind lt. RBGB der Uberbegritf 

tür Niete und Pacht. 

II. Arbeitsmarktservice-Begleitgesetz 

Durch die in Begutachtung stehende 2. Vorlage eines Rr­

bei t smark t servi ce-BegL ei tgese t zes werden 1.9 Gesetze geän-· 

eiert. Dabei geht es überwiegend um terminoLogische Rnpas­

sungenJ gegen die keine Einweneiungen zu erheben sind. 
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Rrt. 3: Diese Bestimmung beFaßt sich mit Ffnderungen des 

RrbeitsLosenversicherungsgesetzes. ObwohL eine Privatisie­

rung der Behörden des Rrbeitsamtes vorgesehen ist/ werden 

Für den hoheitLichen Bereich Bescheide erLassen. Gegen 

Bescheide der regionaLen GeschäFtssteLLe in RngeLegenheiten 

des RrbeitsLosengeLdes ist die BeruFung an die Landesge­

schäFtsstelle zuLässig. Dieser Instanzenzug entspricht 

dem bisherigen VerFahren. Bis jetzt triFFt die Entscheidung 

das Landesarbei tsamt in einem Unteraussc/7Uß "des zuständigen 

Verwaltungsausschusses". KünFtig wird ein RussehuB Für 

Leistungsangelegenheiten eingerichtet/ der aus einem Vor­

sitzenden/ einem Rrbeitnehmer- und Rrbeitgebervertreter 

besteht. Diese beiden Vertreter werden durch die jeweiligen 

Vertreter des Beirates entsendet. Bei dieser KonstelLation 

wird kein Vertreter der Land- und ForstwirtschaFt entsendet 

werden können. 

Zu Rr t. 4.- Geänder t ... v'i rd in di eser Bes t immung das Rrbei t s­

markt Förderungsgesetz. Eine wesentLiche Finderung ist in 

ZiFFer 15 enthaLtenJ durch die Festgelegt wird/ daB u. a. 

RrtikeL V mit RbLauF des 3 1. Dezembers '1993 außer KraFt 

tritt. In diesem Rbschnitt sind der Beirat Für Rrbeits­

marktpolitik samt Russchüssen geregeLt. Gegenwärtig ist die 

Mitwirkung von Vertretern der PräsidentenkonFerenz der 

LandwirtschaFtskammern österreichs und des Bundesministe-­

riums Für Land- und ForstwirtschaFt ebenso wie des Öster­

reichischen Landarbeiterkammertages gesichert" damit RnLie­

gen der landwirtschaFtlichen Dienstgeber und Dienstnehmer 

sowie der Nebenerwerbslandwirte., RnLiegen der Frauen und 

BeschäFtigungsprobleme im ländLichen Raum beraten und 

entsprechend vertreten werden können. Wie schon ausgeFührt 

soLL sichergesteLLt werden/ daB diese Mitwirkungsrechte im 

bisherigen UmFang aut-rechterhal ten bLeiben; dami t eine 

entsprechende Vertretung des angesprochenen Personenkreises 

gegeben ist. 
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Wunschgemhß werden 25 AbschriFten dieser Stellungnahme 

dem Prhsidium des Nationalrates Jbermittelt. 

Der Prhsident: 

gez. NR Schwarzbdck 

Der Generalsekrethr: 

gez. DipL . Ing. Dr . Fahrnberger 

• 

I 

18/SN-258/ME XVIII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original) 13 von 13

www.parlament.gv.at




